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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Nordstraße 12 -13“, HA 131  
Stadtgebiet Gemarkung Hagen, Flur 3, Flurstücke 134/37, 134/42, 134/43 
 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 
 
"1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-

mäß § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen 
der Verwaltung gemäß Anlage Nr. 6 zu behandeln. 

  2. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Nordstraße 12-13“, HA 131, wird in der während 
der Sitzung ausgehängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 

  3. Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen." 
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Aufstellungsbeschluss und Planungsziel 
 
Auf den Grundstücken Nordstraße 12 und 13 möchte die Vorhabenträgerin ein Wohn-, Büro- und 
Praxishaus entwickeln und hat daher am 1. November 2010 bei der Stadt einen Antrag auf die 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemäß § 12 BauGB gestellt. Der Verwal-
tungsausschuss hat daraufhin am 7. Dezember 2010 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes „Nordstraße 12-13“, HA 131, beschlossen. 
 
Vorgesehen sind derzeit neunzehn Wohneinheiten und drei Büro- bzw. Praxiseinheiten. Die Ge-
bäudehöhe beträgt drei Vollgeschosse plus Staffelgeschoss und nimmt Bezug auf die Höhen der 
angrenzenden Bebauung. Der geplante Gebäudekomplex gliedert sich in einen vorderen Baukör-
per an der Nordstraße, in dem mit Ausnahme des Erd- und Dachgeschosses die Büro- und Pra-
xiseinheiten untergebracht werden und in einen rückwärtigen Teil, der der Wohnnutzung vorbehal-
ten bleibt. Zur Bereitstellung der erforderlichen Stellplätze wird unter beiden Gebäudeteilen eine 
Tiefgarage vorgesehen. Das historische Gebäude Nordstraße 12 bleibt erhalten und wird saniert. 
Die auf den Grundstücken befindlichen Nebengebäude sollen zugunsten einer Gartenanlage für 
die Bewohner des Gebäudes weitgehend abgerissen werden.  
 
Der Bebauungsplan HA 79 tritt im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Nordstraße 12-13“, HA 131, durch Überlagerung außer Kraft. Der vorhabenbezogene Be-
bauungsplan dient der Wiedernutzbarmachung von Flächen bzw. einer Maßnahme der Innenent-
wicklung im Sinne von § 13 a BauGB. Das Planverfahren ist daher im beschleunigten Verfahren 
unter Anwendung der Vorschriften des vereinfachten Verfahrens gem. § 13 BauGB durchgeführt 
worden.  
 
Die Vorhabenträgerin trägt die im Zusammenhang mit der Planung und Realisierung anfallenden 
Kosten. Weitere Einzelheiten sind in einem Durchführungsvertrag bzw. in einem Vorhaben- und 
Erschließungsplan geregelt worden. 
 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
und sonstiger Stellen 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB und 
sonstiger Stellen wurde in der Zeit vom 18. Februar bis zum 21. März 2011 durchgeführt. 
 
Wesentliche Konflikte sind nicht aufgetreten. 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme sowie einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen.  
 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde auf Grundlage von § 3 (2) BauGB vom 1. Juli bis 
1. August 2011 durchgeführt. Es sind keine für die Planung wesentlichen Stellungnahmen einge-
gangen. 
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Empfehlung 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in der Anlage 6 aufgeführten Stellungnahmen den Vorschlägen 
der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Nordstraße 12-13“, HA 131, als Satzung sowie die Begründung zu beschließen. 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Übersichtskarte  
Anlage 2: Zeichnerische Festsetzungen mit Planzeichenerklärung 
Anlage 3: Vorhaben- und Erschließungsplan inkl. Ansichten 
Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 5: Begründung 
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstiger 

Träger öffentliche Belange gemäß § 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Sommer 
 





Übersichtskarte o.M.   Anlage 1
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Bebauungsplan Nordstraße 12 – 13, HA 131  Verfahrensstand: Satzungsbeschluss 


 
1 Rechtsgrundlagen  - Stand: 2. November  2011 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 


 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 
 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 


1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 
in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830, zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2011 (BGBl. I S. 1474) und Art. 2 des 
Gesetzes vom 21. Juli 2011 (BGBl. I S. 1475) 


 


1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 6. Oktober 2011 (BGBl. I S. 1986) 


 


1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 6. Oktober 2011 (BGBl. I 
S. 1986) 
 


1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 


1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert 
durch Art. 26 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBI. S. 353) 


 


1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
 


vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Art. 29 
Nr. 1 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. S. 353) 
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1 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 und im Regionalen 
Raumordnungsprogramm (RROP) 2008 für den Großraum Braunschweig ist 
Braunschweig im oberzentralen Verbund mit Wolfsburg und Salzgitter als 
Oberzentrum verbindlich festgelegt.  
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes wird im RROP 2008 nach-
richtlich als „vorhandener Siedlungsbereich“ dargestellt, weitere Darstellun-
gen enthält das RROP nicht. 


 
2.2 Flächennutzungsplan  


 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt der Flächennutzungsplan 
der Stadt Braunschweig in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 
1978. Er stellt in seiner derzeit geltenden Fassung für das Plangebiet ge-
werblich genutzte Bauflächen dar. 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig wird aufgrund der gerin-
gen Größe des Plangebietes unter 4.000 m2 nicht berichtigt.  
 


2.3 Bebauungspläne 
 
Im Geltungsbereich gilt derzeit der Bebauungsplan HA 79 von 1967. Dieser 
setzt Gewerbe als Art der baulichen Nutzung fest. Mit dem vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan HA 131 werden die Festsetzungen des HA 79 durch ei-
nen neuen, qualifizierten vorhabenbezogenen Bebauungsplan überdeckt und 
treten damit außer Kraft. 


 
 
2 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 


 
Auf den Grundstücken Nordstraße 12 und 13 möchte der Vorhabenträger ein 
Wohn-, Büro- und Praxishaus entwickeln und hat bei der Stadt einen Antrag 
auf die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemäß § 12 
BauGB gestellt. 
 
Im Bereich der beiden Grundstücke gilt seit 1967 der Bebauungsplan HA 79, 
der als Art der baulichen Nutzung Gewerbe festsetzt. Wohnen wäre dem-
nach unzulässig. Das nördliche Ringgebiet rund um die Nordstraße hat sich 
allerdings in den vergangenen Jahren zu einem attraktiven Wohnstandort 
entwickelt, der von wenigen, überwiegend wohnverträglichen, Gewerbeein-
heiten durchsetzt ist. Insgesamt fügt sich ein Gebäude mit einem hohen 
Wohnanteil deswegen deutlich besser in das städtebauliche Umfeld ein als 
ein reiner Gewerbebetrieb. 
 
Ziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes HA 131 ist es daher, die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Zulässigkeit des Vorhabens 
zu schaffen und die adäquate Nutzung der teilweise brachliegenden Grund-
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stücke entsprechend der Entwicklung des städtebaulichen Umfeldes zu er-
möglichen. 
 
 


3 Umweltbelange 
 
Das Plangebiet liegt zwischen der südlich verlaufenden Nordstraße und den 
nördlich angrenzenden Grünflächen des Nordbahnhofes. Es wird derzeit, mit 
Ausnahme des Bestandsgebäudes Nordstraße 12, als Stellplatzfläche ge-
nutzt, im nördlichen Bereich befinden sich einige baufällige und ungenutzte 
Garagenbauten. Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 134/42, 134/43 
und 134/37 der Flur 7, Gemarkung Hagen im Stadtgebiet Braunschweig und 
verläuft im Süden, die genannten Flurstücke ergänzend, bis zur Straßenmitte 
der Nordstraße. Er hat eine Größe von ca. 3.790 m². 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innen-
entwicklung im Sinne von § 13a BauGB aufgestellt.  
 
Vorgesehen sind in einem Neubau auf dem Grundstück Nordstraße 13 vier-
zehn Wohneinheiten, drei Büro- bzw. Praxiseinheiten und fünf Studenten-
apartments. Das Gebäude umfasst drei oberirdische Vollgeschosse plus 
Staffelgeschoss sowie ein Keller- und Tiefgaragengeschoss und nimmt mit 
seiner Höhenentwicklung Bezug auf die Höhen der angrenzenden Bebau-
ung. Der geplante Gebäudekomplex gliedert sich in einen vorderen Bauteil 
an der Nordstraße, in dem mit Ausnahme des Dachgeschosses die Büro- 
und Praxiseinheiten sowie im Erdgeschoss die Studentenapartments unter-
gebracht werden und in einen rückwärtigen Gebäudeteil, welcher der Wohn-
nutzung mit 12 Einheiten vorbehalten bleibt. Zur Bereitstellung der erforderli-
chen Stellplätze wird unter dem rückwärtigen Gebäudeteil eine Tiefgarage 
mit 19 Stellplätzen vorgesehen, der vordere Bauteil ist mit Kellerräumen 
unterbaut.  
 
Das Gebäude Nordstraße 12 wird saniert und durch rückwärtige (nördliche) 
Balkone aufgewertet. Die auf den Grundstücken befindlichen Nebengebäude 
sollen zugunsten einer Gartenanlage für die Bewohner des Gebäudes weit-
gehend abgerissen werden. 
 
Es handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung. Die durch die 
Festsetzungen mögliche zulässige Grundfläche auf dem ca. 3.280 m2 großen 
Nettobaulandanteil des Geltungsbereiches beträgt ca. 1.315 m². 
 
Andere Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und 
zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, liegen nicht vor. Vorhaben, die 
der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, 
werden durch den Bebauungsplan nicht ermöglicht. Anhaltspunkte für die 
Beeinträchtigung von FFH- oder Vogelschutzgebieten sind nicht erkennbar. 
Die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens 
sind somit erfüllt. 
 
Im Verfahren nach § 13a BauGB wird eine Umweltprüfung nicht durchgeführt 
und ein Umweltbericht nicht erstellt. Naturschutzfachliche Eingriffe, die auf 
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Grund des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten im Sinne der Eingriffs-
regelung als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein na-
turschutzfachlicher Eingriffsausgleich ist somit nicht erforderlich, eine Ein-
griffs-/ Ausgleichsbilanzierung wird nicht vorgenommen. 
 
Nachfolgend werden die Umweltbelange, soweit sie mit der Planung in Be-
rührung stehen, dargelegt. 


 
4.1 Mensch und Gesundheit 


 
Durch die neu angelegten Freianlagen wird die Aufenthaltsqualität für die 
Anwohner im unmittelbaren Außenbereich erheblich verbessert. Durch die 
Schließung der langjährigen Baulücke wird das Straßenbild der Nordstraße 
komplettiert und die Attraktivität des Umfeldes erhöht. 
 


4.2 Tiere und Pflanzen 
 
Die bestehenden Freiflächen haben als Lebensraum für Tiere und Pflanzen 
eine untergeordnete Funktion. Lediglich im Bereich der ungenutzten Gara-
gengebäude im Norden besteht die Möglichkeit der Ausformung von 
kleinstmaßstäblichen Lebensräumen entlang der Sockelbereiche der Wände. 
 
Durch die Neuanlage der Freiflächen und deren qualifizierter Gestaltung so-
wie deren Begrünung mit Gehölzen wird der Neubildung von kleinräumigen 
Biotopen eine Grundlage gegeben, die zur Aufwertung von Fauna und Flora 
in der unmittelbaren Umgebung führen wird. 
 


4.3 Boden 
 


Der Grundstücksbesitzer hat im Juni 2010 ein geotechnisches Gutachten für 
die Grundstücke Nordstraße 12 und 13 anfertigen lassen. Zur Erkundung der 
Schadstoffbelastung wurden aus 6 Kleinbohrungen Bodenproben der boden-
nahen Schichten organoleptisch kontrolliert. Die Probe der nordwestlichen 
Grundstücksecke ergab einen Kohlenwasserstoff-Index oberhalb des Maß-
nahmenschwellenwertes der LAWA-Liste, die Messwerte der anderen 5 Pro-
ben lagen unterhalb der Prüfwerten der Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-
verordnung (BBodSchV) für Wohngebiete und Kinderspielplätze.  
 
Der betroffene Bereich wurde im Mai 2010 unter fachgutachterlicher Über-
wachung ausgetauscht und ordnungsgemäß entsorgt. 
 
Nach Abschluss der Sanierung liegt die Schadstoffbelastung auf dem Grund-
stück Nordstraße 12-13 unter den Prüfwerten der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung (BBodSchV) für Wohngebiete und Kinderspielplätze. 
 
Ein in städtischen Unterlagen eingezeichneter Betriebstank ist in den zu-
gänglichen Plänen von 1937 und 1954 ff. nicht zu verifizieren. Gleichwohl 
besteht hier das Restrisiko einer Verunreinigung, so dass im Rahmen der 
Baumaßnahme und des Baugenehmigungsverfahrens eine das Restrisiko 
ausschließende Untersuchung durchzuführen ist. 
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Zudem besteht der Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln aus 
dem Zweiten Weltkrieg. Vor Erdbaumaßnahmen sind entsprechende 
Kampfmittelsondierungen durchzuführen. 
 


4.4  Wasser 
 
Die im Vergleich zum Bestand mit seinen überwiegend wassergebundenen 
Flächen erhöhte Versiegelung durch die Neubebauung führt zu Veränderun-
gen im Wasserhaushalt und zu einer Verringerung der Grundwasserneubil-
dungsrate, die jedoch in diesem Bereich ohnehin als gering einzustufen ist. 
Das im bebauten Bereich anfallende Niederschlagswasser versickert nicht 
mehr auf dem Gelände, sondern wird in die in der Nordstraße verlaufende 
Regenwasserkanalisation eingeleitet. Wesentliche Änderungen der Grund-
wassersituation sind aufgrund der verhältnismäßig geringen Fläche nicht zu 
erwarten. 
 


4.5  Klima, Luft 
 
Der Bestand leistet derzeit keinen positiven Beitrag zum Kleinklima des Um-
felds. Die Nutzung als Stellfläche für KFZ führt zu einer lokalen Belastung 
durch entsprechende Emissionen. 
 
Durch die Anlage und Gestaltung der Freibereiche entstehen neue kleinkli-
matisch wirksame Gehölze, die das Klima des unmittelbaren Umfelds positiv 
beeinflussen werden. 


 
4.6 Lärm 


 
Das Plangebiet grenzt im Westen und Süden an ein planungsrechtlich fest-
gesetztes Gewerbegebiet (Bebauungsplan HA 79). Derzeit ist auf dem west-
lich liegenden Grundstück Nordstraße 11 eine Büronutzung angesiedelt, 
auch im Süden sind Büro- und Wohnnutzungen zu finden. 
 
Östlich des Plangebietes befindet sich derzeit ein Gewerbebetrieb in einem 
Gebiet, das gem. § 34 Abs. 2 BauGB einem Mischgebiet entspricht.  
 
Durch die Festsetzung eines Besonderen Wohngebietes wird der schalltech-
nische Orientierungswert (ORW) des Beiblattes 1 der DIN 18005-1 von 
60 dB(A) am Tage (06.00 bis 22.00 Uhr) zur Grundlage der Planung, der so-
wohl für das Besondere Wohngebiet als auch für ein Mischgebiet gilt. Die 
Einschränkung der potentiellen Emittenten des angrenzenden Gewerbege-
bietes wird tagsüber somit auf ein Mindestmaß begrenzt, für das östlich an-
grenzende Gebiet sogar ganz vermieden. 
 
Nachts wird durch den für Besondere und Allgemeine Wohngebiete glei-
chermaßen für Gewerbe-, Industrie- und Freizeitlärm geltende Orientie-
rungswert der DIN 18005 von 40 dB(A) für Gewerbe-, Industrie und Freizeit-
lärm die Qualität eines Allgemeinen Wohngebietes erreicht. Auf diese Weise 
wird den Bedürfnissen der geplanten Wohnnutzung sowie den bereits beste-
henden Betrieben gleichermaßen Rechnung getragen. 
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Hinsichtlich der Beurteilung von Verkehrslärm sieht die DIN 18005 in der 
Nachtzeit einen um 5 dB(A) erhöhten Pegel von 45 dB(A) vor. Die 
16. BImSchV hingegen sieht für Besondere Wohngebiete keine Immissions-
grenzwerte (IGW) vor. Hier ist daher für die Tagzeit der IGW für Mischgebie-
te (64 dB(A)) und für die Nachtzeit der für Allgemeine Wohngebiete 
(49 dB(A)) anzusetzen.  
 
Zur näherungsweisen Beurteilung der Verkehrslärmsituation kann die Lärm-
kartierung gemäß § 47a BImSchG (Lärmminderungsplanung) als Erkennt-
nisquelle herangezogen werden. Sie ist Grundlage für Lärmaktionspläne, 
kann aber aufgrund der abweichenden Berechnungsmethoden nicht für das 
Genehmigungsverfahren herangezogen werden. Das Plangebiet wird hin-
sichtlich des Verkehrslärms hauptsächlich durch den Verkehr auf der Nord-
straße beaufschlagt; der Verkehrslärm des Rebenrings und des Mittelwegs 
kommt nicht zum Tragen. Somit beträgt gemäß Lärmkartierung der Immissi-
onsbeitrag an der südlichen Grenze zum Plangebiet am Tag 60 - 65 dB(A) 
und in der Nacht 50 - 55 dB(A).  
 
Die aus der Lärmkartierung entnommenen Verkehrsgeräuschpegel weisen 
darauf hin, dass die Straßenverkehrsgeräusche der Nordstraße zu Über-
schreitungen der für die städtebauliche Planung maßgeblichen Orientie-
rungswerte (60 dB(A)/ 45 dB(A)) und der Immissionsgrenzwerte gemäß 
16. BImSchV (64 dB(A)/ 49 dB(A)) in der Tag- und vor allem in der Nachtzeit 
führen werden. Zur Sicherstellung des erforderlichen Lärmschutzes gegen-
über Verkehrslärm werden daher Anforderungen an die herzustellenden Au-
ßenbauteile gerichtet, deren Nachweis im Genehmigungsverfahren zu er-
bringen ist..Desweiteren wird das Gebiet durch eine ca. 50 m nördlich verlau-
fende Güterbahnstrecke beeinflusst. Dieser Schienenverkehrslärm ist gemäß 
Nr. 7.4 der TA Lärm zum Teil dem Gewerbelärm des nördlich liegenden Ge-
werbebetriebes zuzurechnen. Die Hauptnutzung dient jedoch der Belieferung 
des Heizkraftwerkes Mitte und ist somit dem öffentlichen Schienenverkehr 
zuzurechnen.  
 
Gemäß o.g. Lärmkartierung beträgt der Immissionsbeitrag hinsichtlich des 
Schienenverkehrslärms an der nördlichen Grenze zum Plangebiet am Tag 
als auch in der Nacht weniger als 45 dB(A). Nur im unmittelbaren Bereich der 
Schienen werden zur Tagzeit die 45 dB(A) geringfügig überschritten.  
 


4.7 Weitere Schutzgüter 
 
Weitere Schutzgüter werden nicht negativ beeinträchtigt. Durch die Sanie-
rung des Bestandsgebäudes Nordstraße 12 wird ein historisches Gebäude in 
seinem Bestand gesichert. 
 
 


4 Begründung der Festsetzungen 
 
5.1 Art der baulichen Nutzung 


 
Das Gebiet wird als Besonderes Wohngebiet festgesetzt, um den sich positiv 
entwickelnden Wohnstandort Nordstadt um weitere Wohnungen zu ergänzen 
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und aufzuwerten sowie die mittelfristige städtebauliche Entwicklung inner-
städtischer Wohngebiete bauplanungsrechtlich zu fundieren.  
 
Die besondere Eigenart dieses Gebietes liegt zum einen in der gewünschten 
Mischung aus Gewerbe, Büro und Wohnen und zum anderen in der räumli-
chen Lage an festgesetzten Gewerbegebieten im Süden und Westen und ei-
nem nach § 34 Abs. 2 BauGB eingestuften Mischgebiet im Osten sowie des 
daraus resultierenden möglichen Emissionskonfliktes.  
 
Durch die Festsetzung als Besonderes Wohngebiet wird durch den nach DIN 
18005 in der Tagzeit um 5 dB(A) höheren schalltechnischen Orientierungs-
wert von 60 dB(A) gegenüber 55 dB(A) für Allgemeine Wohngebiete dieser 
besonderen Situation Rechnung getragen, ohne dabei die nächtlichen Im-
missionsschutzanforderungen eines Allgemeinen Wohngebietes von 
45 dB(A)/ 40 dB(A) (Verkehrslärm / Industrie-, Gewerbe-, Freizeitlärm etc.) 
hochzusetzen. 
 
So wird die erwünschte Entwicklung eines qualitativ hochwertigen Wohn-
standortes auch unter Beachtung der bestehenden Randbedingungen er-
möglicht. Die geplanten schutzwürdigen Nutzungen werden somit ausrei-
chend vor Gewerbelärm geschützt und die Gewerbebetriebe in ihrem Be-
standsschutz durch die heranrückende Wohnnutzung nicht eingeschränkt.  
 
Vergnügungsstätten werden gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO ausgeschlossen, 
um der Entwicklung eines qualitativ hochwertigen Wohnstandortes nicht 
durch die Ansiedlung von Vergnügungsstätten entgegenzuwirken. Das Bun-
desverwaltungsgericht hat hierzu beispielsweise festgestellt, dass es einem 
allgemeinen städtebaulichen Erfahrungssatz entspricht, dass sich Vergnü-
gungsstätten negativ auf ihre Umgebung auswirken können (BVerwG 4 BN 
9.08). 
 
Tankstellen und das damit verbundene Verkehrsaufkommen sowie die be-
gleitenden Emissionen wären für das Umfeld unverhältnismäßig belastend 
und werden gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht zugelassen. 
 


5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 


5.2.1 Grundflächenzahl 
 
Die Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO wird entsprechend des Vorhabens 
auf 0,5 festgesetzt. Eine Überschreitung um bis zu 50 Prozent ist gem. § 19 
Abs. 4 BauNVO zulässig, um eine optimale Ausnutzung des kostbaren Gutes 
an innerstädtischem Boden unter gleichzeitiger Fixierung und Ausweisung 
erholungsrelevanter Freiflächen zu gewährleisten.  
 


5.2.2 Höhen baulicher Anlagen 
 
Die Gebäudehöhe wird mit maximal 13,00 m, bezogen auf die Straßenmitte 
der Nordstraße, festgesetzt, um die Höhenlinien der Traufen der umgeben-
den Bebauung aufzunehmen und den Lückenschluss durch die Neubebau-
ung harmonisch in die Umgebung und das Straßenbild einzufügen. 
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Notwendige technische Dachaufbauten werden bis zu 1,50 m über Gebäu-
dehöhe und Aufzugsüberfahrten bis zu 3,00 m über Gebäudehöhe zugelas-
sen. 
 
Das Bestandsgebäude Nordstraße 12 wird mit seinem Walmdach abwei-
chend mit der bestehenden Traufhöhe von 10,5 bis 11,0 m und einer First-
höhe von 14,5 bis 15,0 m festgesetzt, um einerseits dem Bestand zu ent-
sprechen und andererseits für mögliche künftige Bebauungen wiederum die 
Gebäudehöhe zu fixieren. 
 


5.3 Überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird im Geltungsbereich durch ein Zu-
sammenwirken von Baulinien und Baugrenzen festgelegt. 
 
Entlang der Nordstraße regeln Baulinien die städtebauliche Notwendigkeit, 
den Baukörper direkt an der Nordstraße zu platzieren, um die Baufluchten 
der westlich und östlich angrenzenden Bestandsgebäude aufzunehmen und 
somit ein einheitliches Straßenbild zu erzeugen. 
 
Im nördlichen Bereich wird die bebaubare Fläche über Baugrenzen geregelt, 
um die für eine spannende Architektur notwendigen baugestalterischen Frei-
heiten zu ermöglichen und nur eine maximale Baukörpergrundfläche sowie 
die gewünschten zusammenhängenden Freiflächen vorzugeben. 
 
Die seitlichen (westlichen und östlichen) Abstände der Gebäude zueinander 
werden über Baulinien fixiert, um die ortstypischen und historisch tradierten 
Abstände zwischen den Gebäuden entlang der Straßenflucht fortzuschreiben 
und um die ausgewogene städtebauliche Proportionierung des notwendigen 
Freiraumes zwischen den Gebäuden Nordstraße 12 und 13 zu gewährleis-
ten. Des Weiteren wird durch die Bündelung der Baumasse im südlichen Be-
reich im nordwestlichen Plangebiet eine große zusammenhängende Fläche 
für begrünte Aufenthaltsbereiche und die Besonnung der Wohnungen ge-
schaffen, die positive Auswirkungen auf die Wohnverhältnisse hat. Aufgrund 
der Orientierung der südlich gelegenen Räumlichkeiten Richtung Süden zur 
Nordstraße sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse durch die im Osten und Westen festgesetzten Baulinien zu 
erwarten.  
 


5.4 Stellplätze und Garagen 
 
Die Stellplätze des Gebäudes Nordstraße 13 sind in einer Tiefgarage unter 
dem rückwärtigen Teil der Bebauung sowie ebenerdig auf einer Stellplatzflä-
che geplant. In der Tiefgarage werden 19 Stellplätze für die Bewohner und 
Nutzer der Nordstraße 13 hergestellt, ebenerdig sind weitere 4 Stellplätze 
angeordnet. 
 
Garagen sind außerhalb der überbaubaren Flächen sowie auf den für Stell-
plätze vorgesehenen Flächen unzulässig, um in den nicht überbaubaren Be-
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reichen keine störende Höhenentwicklung durch bauliche Maßnahmen zu 
ermöglichen. 
 
Überdachte Stellplätze (Carports) und Stellplätze sind nur in den dafür zeich-
nerisch festgelegten Bereichen zulässig, um deren Positionierung in unmit-
telbarer Nähe der Nordstraße zu bündeln und die nördlichen Freibereiche 
von Stellflächen freizuhalten. 
 


5.5 Öffentliche Verkehrsflächen 
 


5.5.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
 
Das Grundstück ist aufgrund seiner Lage in unmittelbarer Nähe zur Universi-
tät und dem Innenstadtring (Rebenring) gut durch den öffentlichen Perso-
nennahverkehr erschlossen. 
 
Die Bushaltestelle „Pockelsstraße“ befindet sich in ca. 300 m Entfernung am 
Rebenring auf der Höhe „Naturhistorisches Museum/Universität“. Hier be-
steht Anschluss an die Buslinien M19 und M29 sowie 433. 
 
Die nächste Straßenbahnhaltestelle „Mühlenpfordtstraße“ liegt ca. 700 m in 
südwestlicher Richtung. Hier halten die Tramlinien M1 und M2. 
 


5.5.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 
 
Das Plangebiet wird über die Nordstraße erschlossen. Sowohl das Grund-
stück Nordstraße 12 als auch das Grundstück Nordstraße 13 erhalten eine 
eigene Zufahrt von der Nordstraße. In der Nordstraße befinden sich in unmit-
telbarer Nähe des Plangebietes senkrecht zur Fahrtrichtung stehende KFZ-
Parkplätze in alternierender Seitenfolge. 
 


5.5.3 Fuß- und Radverkehr 
 
Das Grundstück ist durch die im Süden verlaufende Nordstraße und den 
hierzu parallel verlaufenden Fuß- und Radweg in das bestehende Fuß- und 
Radwegenetz Braunschweigs eingebunden. 
 


5.6 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetztes 
 


5.6.1 Straßen- und Schienenverkehrslärm 
Wie im Kapitel 4.6 beschrieben, werden gemäß Lärmkartierung durch Ver-
kehrslärm im südlichen Bereich des Plangebietes die Orientierungswerte 
(60 dB(A)/ 45dB(A)) als auch die Immissionsgrenzwerte (64 dB(A)/ 49 dB(A) 
gemäß 16. BImSchV für ein WB-Gebiet überschritten. Gleichwohl ist eine 
konsequente Einhaltung der Orientierungs- bzw. Grenzwerte aufgrund der 
gewachsenen Situation nur schwer möglich. Der Hauptgeräuschbeitrag wird 
vom Straßenverkehr der Nordstraße verursacht.  
 
Aktive Lärmminderungsmaßnahmen (Lärmschutzwall, -wand) an der südli-
chen Plangebietsgrenze sind aus Gründen des Ortsbildes nicht sinnvoll. 
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Es besteht aber die Möglichkeit, durch die Schalldämmung der Außenbautei-
le von Aufenthaltsräumen gemäß der DIN 4109 einen ausreichenden Lärm-
schutz zu gewährleisten. Ein entsprechender Nachweis ist im Baugenehmi-
gungs- bzw. Anzeigeverfahren zu erbringen. In den Bereichen von Gebäu-
deaußenteilen mit einem Schallpegel größer 45 dB(A) sind für Schlafräume 
und Kinderzimmer zusätzliche Schutzmaßnahmen vorzusehen. Geeignete 
Maßnahmen sind z.B. schallgedämmte Lüftungsöffnungen gemäß VDI 2719 
oder Maßnahmen zur Wohnungsbelüftung gemäß DIN 1946-6. 
 
Gemäß Nr. 1.1 des Beiblatts zur DIN 18005 sollen die Orientierungswerte 
auch für die Außenwohnbereiche zur Anwendung kommen. Im südlichen 
Planbereich liegen die geplanten Außenwohnbereiche (Terrassen, Loggien, 
Balkone) zum Teil im Überschreitungsbereich des maßgebenden Orientie-
rungswertes für die Tagzeit von 60 dB(A). Da im vorliegenden Fall an einen 
bestehenden Verkehrsweg herangeplant wird, kann die bestehende Straße 
jedoch nicht in Frage gestellt werden. Um die Schutzanforderungen auch an 
Außenwohnbereiche für ein WB-Gebiet zu formulieren, wird ein maximaler 
Beurteilungspegel hierfür festgesetzt. Um diesen einzuhalten, sind bauliche 
Schallschutzmaßnahmen vorzunehmen. Die Art der Umsetzung obliegt dem 
Antragsteller. Eine geeignete Maßnahme ist z.B. die Gebäude- und/ oder 
Raumorientierung oder alternativ der Schutz durch eine mind. 2 m hohe Ab-
schirmmaßnahme (z.B. Mauer, Wand, Nebengebäude o.ä.). Da die DIN 
18005 nur für die städtebauliche Planung heranzuziehen ist, wird die Be-
rechnung anhand der 16. BImSchV vorgenommen. 
 
Hinsichtlich der nördlich des Plangebiets verlaufenden Gütebahnstrecke sind 
keine Überschreitungen der maßgebenden Orientierungs- und Grenzwerte 
zu erwarten. Besondere Schallschutzmaßnahmen sind daher nicht erforder-
lich. 


 
5.6.2 Gewerbelärm 


 
Wie in Kapitel Nr. 4.6 beschrieben, wird für das Plangebiet ein Besonderes 
Wohngebiet festgelegt, so dass hier aufgrund der bestehenden Betriebe in 
der Umgebung keine Überschreitungen der maßgebenden Orientierungs-
werde von 60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts zu erwarten sind. Besondere 
Schallschutzmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 


5.7 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 
 


5.7.1 Grünordnung  
 
Der bestehende Baum im Fußwegbereich der Nordstraße wird im Zuge der 
Baumaßnahme im Nahbereich versetzt, da seine jetzige Lage im zukünftigen 
Zufahrtsbereich liegt. 
 
Die Freiflächen im nordwestlichen Plangebiet sind als Aufenthalts- und 
Spielbereiche für die Anwohner der Nordstraße 12 und 13 konzipiert. Ein 
qualifizierter Freiflächenplan als Anlage des Durchführungsvertrages regelt 
die genauen Qualitäten und die Lage der Bepflanzung. 
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Im Sichtbereich der Nordstraße werden Hecken und zwei Bäume zwischen 
Fußweg und Stellplatzflächen vorgesehen, um eine visuelle Abschirmung der 
versiegelten Flächen und der dort befindlichen KFZ zum Straßenbereich vor-
zunehmen. 
 


5.7.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft, Zuordnung 
 
Die Oberflächen der Nebenanlagen wie Stellplätze, Zufahrten, Hofflächen 
etc. sind mit wasserdurchlässigem und versickerungsfähigem Material zu be-
festigen, um die Versiegelung von Boden auf ein Mindestmaß zu beschrän-
ken. 
 
 


5 Gesamtabwä gung 
 


Mit dem Neubau des Wohn- Büro- und Praxisgebäudes Nordstraße 13 und 
der Sanierung des Gebäudes Nordstraße 12 soll ein Baustein in der Entwick-
lung der Braunschweiger Nordstadt entstehen, der zur Aufwertung des Wohn-
standortes Nordstadt beiträgt und somit ein wertvoller Beitrag in der gesamt-
heitlichen Stadtentwicklung Braunschweigs wird. 
 
Aufgrund der bereits gut erschlossenen Lage, der optimalen Ausnutzung des 
Grundstückes und der vielschichtigen Nutzungen wird die wertvolle Ressource 
des innerstädtischen Bodens hier in geeigneter Weise einer weiteren Verwen-
dung zugeführt, die zu einer insgesamt positiven Bilanz des Projektes führt. 
 
Aus diesen Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene Planung mit 
einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und der Verantwortung ge-
genüber nachfolgenden Generationen vereinbar und gewährleistet eine dem 
Wohl der Allgemeinheit dienende Bodennutzung. 
 
Insbesondere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeits- und 
Wohnverhältnisse und -bedürfnisse, die Weiterentwicklung der Braunschwei-
ger Nordstadt als attraktiver und lebenswerter Standort, die sozialen, ökono-
mischen und ökologischen Bedürfnisse der Bevölkerung sowie die Belange 
des Umweltschutzes miteinander abgewogen worden. 
 


 
6 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
7.1 Geltungsbereich 


 
Plangebiet insgesamt 3.790 m2 100% 
 
Nettobauland 3.280 m2 86% 
 
Öffentliche Verkehrsfläche 480 m2 14% 
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7 Wesentliche Auswirk ungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Kosten und Finanzierung 


 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich im Durchführungsvertrag zur Übernah-
me erforderlicher Erschließungsleistungen sowie der Verfahrenskosten. Der 
Stadt Braunschweig entstehen keine Kosten. 
 
 


8 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Das Vorhaben kann ohne bodenordnende Maßnahmen gemäß § 45 ff 
BauGB durchgeführt werden.  
 
 


9 Außer Kraft tretende Bebauungspläne 
 
Der vorliegende Bebauungsplan HA 131 erfasst mit seinem Geltungsbereich 
Teilflächen des bestehenden, rechtskräftigen Bebauungsplanes HA 79. Die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes werden mit Rechtskraft des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes HA 131 überplant und treten damit außer 
Kraft.   
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V Grünordnung 


 
1. Baumplanzungen 


 
Die zu pflanzenden Bäume sind als hoch-
stämmige Laub- oder Obstbäume entspre-
chend den unter 3. genannten Angaben zu 
pflanzen. Je Baum ist eine Vegetationsfläche 
von i.d.R. mind. 2 m Breite und 9 m2 Gesamt-
fläche vorzusehen. Ausnahmsweise kann von 
dieser Festsetzung abgewichen werden, 
wenn für die Bäume durch andere Maßnah-
men dauerhaft geeignete Standortbedingun-
gen hergestellt werden. 
 


2. Zeitraum der Pflanzmaßnahmen 
 
Die gemäß den zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen zur Begrünung vorgesehenen 
Grundstücksflächen müssen bis zur Inge-
brauchnahme der baulichen Anlagen ausge-
baut sein. Sie sind spätestens in der nächst-
folgenden Pflanzperiode gemäß den Festset-
zungen abschließend zu begrünen. 
 


3. Pflanzqualitäten und Pflege 
 
Für alle Pflanzungen sind folgende Pflanzqua-
litäten zu verwenden:  
• Für die anzupflanzenden Laubbäume 


Hochstämme mit einem Stammumfang 
von 18 – 20 cm. 


• Für die anzupflanzenden Obstbäume 
Hochstämme mit einem Stammumfang 
von 12 -14 cm 


• Für die strauchartigen Gehölze zweimal 
verpflanzte Ware, Höhe 60 - 100 cm.  


• Für die baumartigen Gehölze Heister, ver-
pflanzte Ware mit einer Höhe von 100 – 
125 cm. 


Artbedingte Abweichungen sind möglich.  
 


4. Ausführung und Erhalt 
 
Die festgesetzten Anpflanzungen und sonsti-
gen Begrünungen sind fachgerecht auszufüh-
ren, dauerhaft im Sinne der Festsetzungen zu 
erhalten und bei Abgang gleichartig zu erset-
zen. 


 
VI Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur 


Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 


 
 Nebenanlagen wie Stellplätze, Zufahrten, 


Hofflächen usw. sind mit versickerungsfähi-
gem Material (z.B. wassergebundene Decke, 
Rasengittersteine, Schotterrasen) zu befesti-
gen. 


 
 
B Hinweise 


gemäß § 9 Abs. 6 BauGB 
 
1. Kampfmittel 


 
Im Planungsbereich besteht ein Verdacht auf 
Bombenblindgänger aus dem 2. Weltkrieg. 
Aus Sicherheitsgründen ist daher eine baube-
gleitende Kampfmittelüberwachung des Aus-


hubs durchzuführen. 
Werden bei der Überwachung Verdachts-
punkte auf Kampfmittel festgestellt, sind diese 
Verdachtspunkte zu öffnen und gegebenen-
falls vorhandene Kampfmittel zu bergen. 
 


2. Altlasten 
Bei Erdbewegungen fällt ggfs. verunreinigter 
Boden an, der als Abfall entsorgt werden 
muss. Dieser Abfall sowie alle weiteren Abfäl-
le, die bei den vorgesehenen Maßnahmen an-
fallen, sind unter Beachtung der allgemein 
gültigen Regelungen der abfallrechtlichen Ge-
setzgebung zu entsorgen. 
 


3. Zur Umsetzung der textlichen Festsetzung 
A IV „Festsetzungen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen“ sind folgende 
Grundlagen maßgeblich: 


 
• DIN ISO 9613-2 „Dämpfung des Schalls 


bei der Ausbreitung im Freien“, Herausge-
ber Deutsches Institut für Normung, 
Beuth-Verlag, Berlin, 1999 
 


• VDI-Richtlinie 2719 „Schalldämmung von 
Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“, 
Herausgeber Deutsches Institut für Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin,1987  
 


• DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, 
Herausgeber Deutsches Institut für Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin, 1989. 


 
Diese Unterlagen können in der „Beratungsstel-
le Planen - Bauen - Umwelt“ oder bei der Abt. 
Umweltschutz der Stadt Braunschweig einge-
sehen werden. 


 








Verfahrensstand: Satzungsbeschluss 
Vorgelegt von:      carsten meier  architekten stadtplaner 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
„Nordstraße 12 - 13“ HA 131 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gemäß § 4(2) BauGB und sonstigen Stellen in der Zeit vom 18.02.2011 bis 
21.03.2011. 
 
 
Folgende Behörden und Träger öffentli-
cher Belange sind schriftlich am Verfah-
ren beteiligt worden und haben keine 
Stellungnahme abgegeben oder in einer 
Stellungnahme keine Bedenken geäußert. 
 
Behörde für Geoinformation, Landentwick-
lung und Liegenschaften Braunschweig - Ka-
tasteramt 
Braunschweiger Verkehrs-AG 
DB Services Immobilien GmbH 
Industrie- und Handelskammer Braun-
schweig 
LEA GmbH Landeseisenbahnaufsicht 
Polizeiinspektion Braunschweig 
Staatl. Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig 
Zweckverband Großraum Braunschweig 
ALBA GmbH 
Stadtheimatpfleger 
Finanzamt Braunschweig-Wilhelmstr. 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Die gemachten Stellungnahmen enthalten 
keine Beiträge, die Auswirkungen auf den 
Bebauungsplan haben. 
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Stellungnahme 01 
Schreiben der Deutschen Telekom 
vom 22.02.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


Bitte beachten Sie den Verlauf unserer Tras-
sen im betrachteten Gebiet. Laut Anlage 2 
der Bauleitplanung scheint auch der Geh-
wegbereich von der Planung betroffen zu 
sein, in Anlage 3.1 hingegen ist dieser Be-
reich nicht eingebunden. 
Unsere Trassen dürfen bei den späteren Ar-
beiten nicht beschädigt werden, Die Kabel-
schutzanweisung der Deutschen Telekom ist 
zu beachten. 
  
[sic!] vorzeitig auf folgendes hinweisen: 
  
Zur telekommunikationstechnischen Versor-
gung des Planbereichs, der neu zu errich-
tenden Gebäude,  durch die Deutsche Tele-
kom AG ist die Verlegung neuer Telekom-
munikationslinien erforderlich. Leider stehen 
dazu die erforderlichen Leitungen nicht zur 
Verfügung, so dass zur Durchführung unse-
rer Kabelverlegungsarbeiten gegebenenfalls 
bereits ausgebaute Straßen wieder aufge-
brochen werden müssen. 
  
Wir machen daher darauf aufmerksam, dass 
eine wirtschaftliche unterirdische Versorgung 
des Neubaugebietes durch die Deutsche Te-
lekom AG nur bei Ausnutzung aller Vorteile 
einer koordinierten Erschließung möglich ist. 
Wir bitten daher folgendes zu beachten, 
•  dass für den Ausbau des Telekommunika-


tionsliniennetzes im Erschließungsgebiet 
eine ungehinderte, unendgeldliche und kos-
tenfreie Nutzung der künftigen Straßen und 
Wege möglich ist, 


•  dass auf den gemeinsamen Privatwegen 
(Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zu-
gunsten der Deutschen Telekom AG als zu 
belastende Fläche festzusetzen entspre-
chend § 9 (1) Ziffer 21 BauGB eingeräumt 
wird, 


•  dass eine rechtzeitige Abstimmung der La-
ge und der Dimensionierung der Leitungs-
zonen vorgenommen wird und eine Koordi-
nierung der Tiefbaumaßnahmen für Stra-
ßenbau und Leitungsbau durch den Er-
schließungsträger erfolgt, d.h. für den 
rechtzeitigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes sowie die Koordi-
nierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträ-
ger ist es notwendig, dass Beginn und Ab-
lauf der Erschließungsmaßnahmen im Be-


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 







- 3 - 
 


bauungsplangebiet der Deutschen Telekom 
AG, T-Com, Technische Infrastruktur Nie-
derlassung Nordwest,  Ressort PTI 23, 
Friedrich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig 
so früh wie möglich, mindestens 4 Monate 
vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-
den.   


  
Sollten Veränderungen oder Verlegungen 
der vorhandenen Telekommunikationslinien 
der Deutschen Telekom AG notwendig wer-
den, so bitten wir Sie, sich so früh wie mög-
lich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn mit 
der Deutschen Telekom AG, T-Com, PTI 23, 
Friedrich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig 
in Verbindung zu setzen, damit alle erforder-
lichen Maßnahmen (Bauvorbereitung, Ka-
belbestellung, Kabelverlegung usw.) recht-
zeitig eingeleitet werden können. 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, 
dass Beschädigungen an Telekommunikati-
onslinien vermieden werden und aus betrieb-
lichen Gründen (z. B. im Falle von Störun-
gen) jederzeit der ungehinderte Zugang zu 
vorhandenen Telekommunikationslinien 
möglich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass 
sich die Bauausführenden über die zum 
Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen 
Telekommunikationslinien der Deutschen 
Telekom AG beim PTI 23 (T-COM, Techni-
sche Infrastruktur Niederlassung Nordwest, 
Friedrich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig) 
über die Lage informieren. Die Kabelschutz-
anweisung der Deutschen Telekom AG ist zu 
beachten. 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme enthält keine weiteren 
Beiträge, die Auswirkungen auf den Be-
bauungsplan haben. 


Stellungnahme 02 
Schreiben der BS|Energy  
vom 28.02.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


... die Nordstraße ist bereits mit Fernwärme 
erschlossen. 
Die vorhandene Fernwärmeleitungsführung 
entnehmen Sie bitte dem beigefügten Lage-
plan. 
Bitte berücksichtigen Sie die Fernwärme bei 
weiteren Planungen. 


Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
Eine Kopie der Stellungnahme sowie der An-
lagen wurde dem Vorhabenträger überge-
ben. 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme enthält keine Beiträge, 
die Auswirkungen auf den Bebauungsplan 
haben. 
 


Stellungnahme 03 
Schreiben der BS|NETZ 
vom 11.03.2011 


Stellungnahme der Ve rwaltung 


... zu Ihrer Anfrage vom 18. Februar 2011 
nehmen wir wie folgt Stellung: 


Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
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Stromversorgung: 
Im oben genannten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes “Nordstraße 12 - 13, HA 
131“, befinden sich keine Stromversorgungs-
leitungen. Das Gebäude Nordstraße Nr. 12 
verfügt über einen Stromhausanschluss. Ei-
ne eventuelle Umlegung bzw. eine Verstär-
kung des Hausanschlusses ist frühzeitig mit 
der BS|Netz GmbH abzustimmen. 
Andere Planungen für den Bereich bestehen 
zurzeit nicht. Eine Aussage über die spätere 
Versorgung des geplanten Wohn- und Ge-
werbegebiets kann erst erfolgen, wenn kon-
krete Angaben über den Bedarf der Versor-
gung vorliegen. 
 
Gas – und Wasserversorgung: 
Auf dem oben beschriebenen Gebiet “Nord-
straße 12 – 13, HA 131“ befinden sich keine 
Gas- oder Wasserversorgungsleitungen. Das 
Gebäude Nordstraße Nr. 12 verfügt über ei-
nen Gas- und Wasserhausanschluss. Even-
tuelle Umlegungen bzw. eine Verstärkung 
der Hausanschlüsse sind frühzeitig mit der 
BS|Netz GmbH abzustimmen. Weitere Pla-
nungsabsichten bestehen zurzeit nicht. Eine 
Aussage über die spätere Versorgung des 
Bereiches kann erst erfolgen, wenn konkrete 
Angaben über den Bedarf der Versorgung 
vorliegen. 
 
Betriebstelefon: 
Zurzeit befinden sich keine Leitungen für das 
Betriebstelefon im Geltungsbereich. Es be-
stehen zum jetzigen Zeitpunkt keine Pla-
nungsabsichten. 
 


 
Eine Kopie der Stellungnahme sowie der An-
lagen wurde dem Vorhabenträger überge-
ben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme enthält keine weiteren 
Beiträge, die Auswirkungen auf den Be-
bauungsplan haben. 
 


Stellungnahme 04 
Schreiben der SE|BS Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH 
vom 15.03.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


... dem Bebauungsplan wird aus Sicht der 
SE|BS zugestimmt. Die Abwasserentsorgung 
ist über die vorhandenen Abwasserkanäle in 
der Nordstraße sichergestellt (siehe auch 
unsere Stellungnahme vom 13.12.2010). 
 
Vor Baubeginn ist bei der SE|BS –Abteilung 
Grundstücksentwässerung- ein Entwässe-
rungsantrag zu stellen. ... 


Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Die Stellungnahme enthält keine Beiträge, 
die Auswirkungen auf den Bebauungsplan 
haben. 
 


Stellungnahme 05 
Schreiben von Kabel Deutschland 
vom 21.03.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


Im Planbereich befinden sich Telekommuni-
kationsanlagen unseres Unternehmens, de-


Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
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ren Lage aus dem beiliegenden Bestands-
plan ersichtlich ist. Wir weisen darauf hin, 
dass unsere Anlagen bei der Bauausführung 
zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht 
überbaut und vorhandene Überdeckungen 
nicht verringert werden dürfen. Sollte eine 
Umverlegung unserer Telekommunikations-
anlagen erforderlich werden, benötigen wir 
mindestens drei Monate vor Baubeginn Ihren 
Auftrag, um eine Planung und Bauvorberei-
tung zu veranlassen sowie die notwendigen 
Arbeiten durchführen zu können. Eigene 
Maßnahmen der Kabel Deutschland Vertrieb 
und Service GmbH und Co.KG zur Änderung 
bzw. Erweiterung des Telekommunikations-
netzes sind im genannten Planbereich nicht 
vorgesehen. Detaillierte Bestandspläne kön-
nen auch direkt vor Baubeginn unter der Fax 
Nr. 089 / 92 33 42-11 80 oder per Mail: Pla-
nauskunft1@KabelDeutschland.de angefor-
dert werden. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Die Stellungnahme enthält keine Beiträge, 
die Auswirkungen auf den Bebauungsplan 
haben. 
 


Stellungnahme 06 
Schreiben der Braunschweig Zukunft 
GmbH 
vom 21.03.2011 


Stellungnahme der Verwaltung 


... durch den der Braunschweig Zukunft 
GmbH im Rahmen der Trägerbeteiligung 
gemäß § 4 (2) BauGB zur Stellungnahme 
übersandten o. g. vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für den Neubau eines 
Wohn-, Büro- und Praxishauses geschaffen 
werden. 
 
Im Bereich der in Rede stehenden Grund-
stücke gilt seit 1967 der Bebauungsplan HA 
79, der als Art der baulichen Nutzung “Ge-
werbe“ festsetzt. Aufgrund der umliegenden 
Wohnbebauung und der geringen Grund-
stücksgröße hat sich eine verträgliche ge-
werbliche Nutzung in den vergangenen Jah-
ren nicht etabliert. Eine entsprechende 
Nachfrage hat sich in den letzten Jahren 
auch nicht ergeben. Da das Grundstück zum 
jetzigen Zeitpunkt teilweise brachliegt, würde 
die beabsichtigte Nutzung eine städtebauli-
che Aufwertung bedeuten. Des Weiteren 
würde durch die geplanten Büro- bzw. Pra-
xiseinheiten eine teilweise gewerbliche Nut-
zung stattfinden. 
 
Aus Sicht der Wirtschaftsförderung bestehen 
daher keine Bedenken gegen die Aufstellung 
des Bebauungsplans. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorschlag der Verwaltung:  
Die Stellungnahme enthält keine Beiträge, 
die Auswirkungen auf den Bebauungsplan 
haben. 
 





